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regionaler Sitzungen nationaler Institutionen bereitzustellen,
einschließlich der Sitzungen des Internationalen Koordinie-
rungsausschusses der nationalen Institutionen zur Förderung
und zum Schutz der Menschenrechte;

15. ermutigt die nationalen Institutionen, einschließ-
lich der Ombudsinstitutionen, über den Internationalen Koor-
dinierungsausschuss den Akkreditierungsstatus anzustreben;

16. ermutigt alle Mitgliedstaaten, geeignete Maßnah-
men zu ergreifen, um den Austausch von Informationen und
Erfahrungen in Bezug auf die Schaffung und die wirksame
Arbeitsweise der nationalen Institutionen zu fördern;

17. ermutigt alle Menschenrechtsmechanismen und
Organisationen, Fonds und Programme der Vereinten Natio-
nen, im Rahmen ihres jeweiligen Mandats mit den Mitglied-
staaten und den nationalen Institutionen bei der Förderung
und dem Schutz der Menschenrechte zusammenzuarbeiten,
unter anderem im Rahmen von Projekten auf dem Gebiet der
guten Regierungsführung und der Rechtsstaatlichkeit, und
begrüßt in dieser Hinsicht die Anstrengungen, die die Hohe
Kommissarin unternimmt, um Partnerschaften zur Unterstüt-
zung der nationalen Institutionen aufzubauen;

18. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer sechsundsechzigsten Tagung über die
Durchführung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 64/162

Verabschiedet auf der 65. Plenarsitzung am 18. Dezember 2009,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses
(A/64/439/Add.2 (Part II), Ziff. 110)360.

64/162. Schutz und Hilfe für Binnenvertriebene

Die Generalversammlung,

daran erinnernd, dass Binnenvertriebene Personen oder
Personengruppen sind, die gezwungen oder genötigt wurden,
aus ihren Heimstätten oder dem Ort ihres gewöhnlichen Auf-
enthalts zu fliehen oder diese zu verlassen, insbesondere als
Folge oder zur Vermeidung der Auswirkungen eines bewaff-
neten Konflikts, von Situationen allgemeiner Gewalt, Men-

schenrechtsverletzungen und natürlichen oder vom Men-
schen verursachten Katastrophen, und die keine international
anerkannte Staatsgrenze überschritten haben361,

feststellend, dass Binnenvertriebene in voller Gleichheit
dieselben Rechte und Freiheiten nach dem Völkerrecht und
innerstaatlichem Recht wie andere Personen in ihrem Land
genießen,

zutiefst beunruhigt über die bestürzend hohe Zahl der
Menschen auf der ganzen Welt, die unter anderem aufgrund
von bewaffneten Konflikten, Menschenrechtsverletzungen
sowie natürlichen oder vom Menschen verursachten Kata-
strophen zu Binnenvertriebenen werden und denen in nur un-
zureichendem Maße Schutz und Hilfe zuteil wird, sowie im
Bewusstsein der ernsten Herausforderungen, die der interna-
tionalen Gemeinschaft daraus erwachsen,

in der Erkenntnis, dass Naturkatastrophen eine Ursache
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Integration in den Gebieten, in die Personen vertrieben wur-
den, oder die freiwillige Ansiedlung in anderen Landesteilen,

unter Hinweis auf die einschlägigen völkerrechtlichen
Normen, einschließlich der internationalen Menschenrechts-
normen, des humanitären Völkerrechts und des Flüchtlings-
völkerrechts, und anerkennend, dass der Schutz von Binnen-
vertriebenen durch die Festlegung, Bekräftigung und Konso-
lidierung konkreter Schutznormen gestärkt wurde, insbeson-
dere durch die Leitlinien betreffend Binnenvertreibungen363,

in diesem Zusammenhang feststellend, dass sich 2009
zum sechzigsten Mal die Verabschiedung der Genfer Abkom-
men von 1949364
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politischen und sonstigen Maßnahmen im Zusammenhang
mit der Hilfe, dem Schutz und der Rehabilitation für Binnen-
vertriebene behilflich zu sein;

6. verleiht ihrer besonderen Besorgnis über die
schwerwiegenden Probleme Ausdruck, denen sich viele bin-
nenvertriebene Frauen und Kinder gegenübersehen, nament-
lich Gewalt und Missbrauch, sexuelle Ausbeutung, Men-
schenhandel, Zwangsrekrutierung und Entführung, und er-
mutigt den Beauftragten des Generalsekretärs, auch weiterhin
entschlossen Maßnahmen zu fördern, um ihren besonderen
Hilfe-, Schutz- und Entwicklungsbedürfnissen sowie denjeni-
gen anderer Gruppen mit besonderen Bedürfnissen, wie
schwer traumatisierte Menschen, ältere Menschen und Men-
schen mit Behinderungen, zu entsprechen, unter Berücksich-
tigung der einschlägigen Resolutionen der Generalversamm-
lung und des Sicherheitsrats sowie unter angemessener Be-
achtung des Anhangs I des Berichts der Sonderbeauftragten
des Generalsekretärs für Kinder und bewaffnete Konflikte
über Rechte und Garantien für binnenvertriebene Kinder370;

7. betont, wie wichtig es ist, dass Regierungen und
andere maßgebliche Akteure im Einklang mit ihrem konkre-
ten Mandat während aller Phasen der Vertreibung Konsulta-
tionen mit Binnenvertriebenen und den Aufnahmegemein-
schaften führen und dass Binnenvertriebene gegebenenfalls
an den sie betreffenden Programmen und Aktivitäten mitwir-
ken, unter Berücksichtigung der Hauptverantwortung der
Staaten für den Schutz und die Hilfe für die in ihrem Hoheits-
bereich befindlichen Binnenvertriebenen;

8. stellt fest, wie wichtig es ist, in Friedensprozessen
bei Bedarf den Menschenrechten und dem besonderen
Schutz- und Hilfebedarf von Binnenvertriebenen Rechnung
zu tragen, und betont, dass dauerhafte Lösungen für Binnen-
vertriebene, namentlich durch freiwillige Rückkehr, nachhal-
tige Wiedereingliederungs- und Rehabilitationsprozesse, und
gegebenenfalls ihre aktive Mitwirkung am Friedensprozess,
notwendige Bestandteile einer wirksamen Friedenskonsoli-
dierung sind;

9. begrüßt die diesbezügliche Rolle der Kommission
für Friedenskonsolidierung und fordert die Kommission wei-
ter nachdrücklich auf, sich im Rahmen ihres Mandats, in Zu-
sammenarbeit mit den nationalen Regierungen und Über-
gangsregierungen und in Absprache mit den zuständigen In-
stitutionen der Vereinten Nationen verstärkt darum zu bemü-
hen, die Rechte und die besonderen Bedürfnisse von Binnen-
vertriebenen, namentlich ihre freiwillige Rückkehr in Sicher-
heit und Würde, ihre Wiedereingliederung und Rehabilita-
tion, sowie damit zusammenhängende Fragen betreffend
Grund und Boden und Eigentum einzubeziehen, wenn sie in
den Postkonfliktsituationen, mit denen sie befasst ist, Bera-
tung im Hinblick auf landesspezifische Strategien für die
Friedenskonsolidierung gewährt oder solche Strategien vor-
schlägt;

10. anerkennt die Leitlinien betreffend Binnenvertrei-
bungen363 als einen wichtigen internationalen Rahmen für den
Schutz von Binnenvertriebenen, begrüßt es, dass immer mehr
Staaten, Organisationen der Vereinten Nationen sowie regio-
nale und nichtstaatliche Organisationen diese Leitlinien als
Norm anwenden, und legt allen maßgeblichen Akteuren nahe,
die Leitlinien anzuwenden, wenn sie sich mit Situationen der
Binnenvertreibung befassen;

11. begrüßt es, dass der Beauftragte des Generalsekre-
tärs in seinem Dialog mit Regierungen, zwischenstaatlichen
und nichtstaatlichen Organisationen sowie anderen maßgebli-
chen Akteuren weiter die Leitlinien heranzieht, und ersucht
ihn, seine Bemühungen um die stärkere Verbreitung, Förde-
rung und Anwendung der Leitlinien fortzusetzen und die An-
strengungen zu unterstützen, die zur Förderung des Kapazi-
tätsaufbaus und der Anwendung der Leitlinien sowie der Aus-
arbeitung innerstaatlicher Rechtsvorschriften und Politik-
maßnahmen unternommen werden;

12. legt den Staaten nahe, auf eine niemanden aus-
schließende oder diskriminierende Weise auch weiterhin in-
nerstaatliche Rechtsvorschriften und Politikmaßnahmen hin-
sichtlich aller Phasen der Vertreibung auszuarbeiten und
durchzuführen und insbesondere innerhalb der Regierung ei-
ne nationale Koordinierungsstelle für Fragen der Binnenver-
treibung zu benennen sowie Haushaltsmittel dafür zu veran-
schlagen, und ermutigt die internationale Gemeinschaft und
die nationalen Akteure, den Regierungen auf Antrag diesbe-
zügliche finanzielle Unterstützung zu gewähren und mit ih-
nen zusammenzuarbeiten; 

13. äußert ihre Zufriedenheit darüber, dass immer
mehr Staaten innerstaatliche Rechtsvorschriften erlassen und
Politikmaßnahmen ergriffen haben, die alle Phasen der Ver-
treibung berühren;

14. fordert alle Regierungen, insbesondere die Regie-
rungen von Ländern, in denen Situationen von Binnenvertrei-
bung bestehen, nachdrücklich auf, die Tätigkeit des Beauf-
tragten des Generalsekretärs auch künftig zu erleichtern so-
wie Ersuchen des Beauftragten um einen Besuch ihres Landes
zu entsprechen, damit er den Dialog mit den Regierungen zur
Überwindung von Situationen der Binnenvertreibung fortfüh-
ren und intensivieren kann, und dankt den Regierungen, die
dies bereits getan haben;

15. bittet die Regierungen, im Dialog mit dem Beauf-
tragten des Generalsekretärs die Empfehlungen und Anregun-
gen, die er ihnen im Einklang mit seinem Mandat unterbreitet
hat, ernsthaft zu prüfen und ihn über die daraufhin ergriffenen
Maßnahmen zu unterrichten;

16. fordert die Regierungen auf, Binnenvertriebenen
Schutz und Hilfe zu gewähren, namentlich Wiedereingliede-
rungs- und Entwicklungshilfe, und die diesbezüglichen An-
strengungen der zuständigen Organisationen der Vereinten
Nationen und der humanitären Organisationen zu erleichtern,
so auch indem sie den Zugang zu Binnenvertriebenen weiter
verbessern und den zivilen und humanitären Charakter beste-
hender Lager und Siedlungen für Binnenvertriebene wahren;

370 Siehe A/64/254.
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17. betont die zentrale Rolle des Nothilfekoordinators
bei der interinstitutionellen Koordinierung des Schutzes und
der Hilfe für Binnenvertriebene, begrüßt die Initiativen, die
weiterhin ergriffen werden, um bessere Schutz-, Hilfe- und
Entwicklungsstrategien zugunsten von Binnenvertriebenen
und eine bessere Koordinierung der sie betreffenden Aktivitä-
ten zu gewährleisten, und betont, dass die Kapazitäten der Or-
ganisationen der Vereinten Nationen und anderer maßgebli-
cher Akteure gestärkt werden müssen, damit sie sich den im-
mensen humanitären Problemen stellen können, die mit der
Binnenvertreibung einhergehen;

18. legt allen in Betracht kommenden Organisationen
der Vereinten Nationen und den auf dem Gebiet der humani-
tären Hilfe, der Menschenrechte und der Entwicklung tätigen
Organisationen nahe, ihre Zusammenarbeit und Koordinie-
rung über den Ständigen interinstitutionellen Ausschuss und
die Landesteams der Vereinten Nationen in Ländern, in denen
Situationen der Binnenvertreibung bestehen, zu verstärken
und dem Beauftragten des Generalsekretärs jede erdenkliche
Hilfe und Unterstützung zukommen zu lassen, und ersucht
den Beauftragten, sich weiter an der Tätigkeit des Ständigen
interinstitutionellen Ausschusses und seiner Nebenorgane zu
beteiligen;

19. stellt mit Anerkennung fest, dass der Frage der Bin-
nenvertriebenen in dem Prozess der konsolidierten Beitrags-
appelle verstärkte Aufmerksamkeit gilt, und ermutigt zu wei-
teren diesbezüglichen Anstrengungen;

20. nimmt außerdem mit Anerkennung Kenntnis von
der immer wichtigeren Rolle, die den nationalen Menschen-
rechtsinstitutionen bei der Gewährung von Hilfe für Binnen-
vertriebene und bei der Förderung und dem Schutz ihrer Men-
schenrechte zukommt;

21. ist sich bewusst, wie wichtig die globale Daten-
bank über Binnenvertriebene ist, für die sich der Beauftragte
des Generalsekretärs eingesetzt hat, und legt den Mitgliedern
des Ständigen interinstitutionellen Ausschusses und den Re-
gierungen nahe, bei diesem Vorhaben weiter zusammenzuar-
beiten und es unter anderem durch die Bereitstellung von Fi-
nanzmitteln und einschlägigen Daten über Situationen der
Binnenvertreibung zu unterstützen;

22. begrüßt die Initiativen der Regionalorganisatio-
nen, wie beispielsweise der Afrikanischen Union, der Interna-
tionalen Konferenz über die Region der Großen Seen, der Or-
ganisation der amerikanischen Staaten und des Europarats,
die auf die Schutz-, Hilfe- und Entwicklungsbedürfnisse von
Binnenvertriebenen eingehen und nach dauerhaften Lösun-
gen für sie suchen, und ermutigt die Regionalorganisationen,
ihre Aktivitäten und ihre Zusammenarbeit mit dem Beauf-
tragten des Generalsekretärs zu verstärken;

23. ersucht den Generalsekretär, seinem Beauftragten
im Rahmen der vorhandenen Ressourcen jede erforderliche
Hilfe zukommen zu lassen, damit er sein Mandat wirksam
wahrnehmen kann, und legt dem Amt des Hohen Kommissars
der Vereinten Nationen für Menschenrechte nahe, in enger
Zusammenarbeit mit dem Nothilfekoordinator, dem Sekreta-
riats-Amt für die Koordinierung humanitärer Angelegenhei-

ten und dem Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Ver-
einten Nationen und allen sonstigen zuständigen Stellen und
Einrichtungen der Vereinten Nationen den Beauftragten auch
weiterhin zu unterstützen;

24. legt dem Beauftragten des Generalsekretärs nahe,
sich auch weiterhin um Beiträge der Staaten, der zuständigen
Organisationen und Institutionen zu bemühen, um seine Ar-
beit auf eine stabilere Grundlage zu stellen;

25. ersucht den Beauftragten des Generalsekretärs, für
die Generalversammlung auf ihrer fünfundsechzigsten und
sechsundsechzigsten Tagung einen Bericht über die Durch-
führung dieser Resolution zu erstellen;

26. beschließt, ihre Behandlung der Frage des Schut-
zes und der Hilfe für Binnenvertriebene auf ihrer sechsund-
sechzigsten Tagung fortzusetzen.

RESOLUTION 64/163

Verabschiedet auf der 65. Plenarsitzung am 18. Dezember 2009,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses




